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1. 

…neue Landesaufnahmeprogramme1  
auflegt. Die in dieser Form erteilte 
Aufenthaltsgewährung soll auch zur 
Erwerbstätigkeit berechtigen.

Normalerweise werden geflüchtete Men-
schen über den Königsteiner Schlüssel auf 
die Bundesländer innerhalb von Deutsch-
land verteilt.  „Gemäß diesem Schlüssel 
erfolgt die Verteilung zu einem Drittel 
nach der Bevölkerungszahl und zu zwei 
Dritteln nach dem Steueraufkommen.“2  
Auch über den Familiennachzug kann ein 
Bundesland geflüchtete Menschen auf-
nehmen.   Durch Landesaufnahmepro-
gramme können Bundesländer zusätzlich 
zu den oben genannten Wegen sichere 
Fluchtwege für Schutzsuchende schaffen.  
Dabei werden Aufenthaltserlaubnisse für 
Menschen aus einer bestimmten Konflikt-
region oder mit bestimmten Verfolgungs-

1 nach § 23 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz.	
2 https://www.iab-forum.de/erwerbstaetigkeit-
schluessel-fuer-integration-von-gefluechteten/  
Zugriff 24.04.2022.	

hintergründen (z.B. für queere Personen 
oder Gruppen, die von Genozid bedroht 
sind) erteilt. Es handelt sich also um eine 
gezielte Unterstützung und Entlastung 
der Aufnahmebehörden, da z.B. die Fa-
milienzusammenführung erleichtert und 
entbürokratisiert wird.3  „Erwerbstätigkeit 
ist der Schlüssel für gelungene Integra-
tion“ sagt Prof. Dr. Wolfgang Dauth.4 Eine 
Berechtigung zur Erwerbstätigkeit macht 
Menschen unabhängiger von staatlichen 
Leistungen. Menschen, deren Flücht-
lingsstatus anerkannt ist, sind deutschen 
Arbeitnehmer:innen rechtlich gleichge-
stellt. Jedoch dauert der Prozess bis zur 
Anerkennung häufig ein bis zwei Jahre. 
Nicht jeder Aufenthaltsstatus berechtigt 
zur Erwerbstätigkeit: Asylbewerber:innen 
und geduldete Menschen müssen auf eine 
Genehmigung hoffen.
3 https://resettlement.de/landesaufnahme/  Zugriff 
27.04.2022.
4 https://www.iab-forum.de/erwerbstaetigkeit-
schluessel-fuer-integration-von-gefluechteten/  
Zugriff 24.04.2022.

2.

…die Beteiligung am Resettlement-
programm des Bundes über die 
zugesagte Aufnahme von 150 Men-
schen1  hinaus erweitert.

Das Resettlementprogramm des Bun-
des richtet sich an besonders vulnerable 
Gruppen und ermöglicht eine sichere Rei-
se nach Deutschland. So können gerade 
Minderjährige, Frauen und Menschen mit 
Behinderungen Asyl beantragen, ohne auf 
dem Weg ihr Leben zu riskieren. 
„Ziel des Resettlements ist es, eine dauer-
hafte Lösung und Perspektive für geflüch-
tete Menschen zu schaffen, die langfristig 
weder eine Möglichkeit zur Rückkehr in 
ihr Herkunftsland noch eine Chance auf 
Integration im Erstzufluchtsstaat haben.“2 

1 Sächsischer Koalitionsvertrag 2019-2024. S.72.
2 https://www.bmi.bund.de/DE/themen/migration/
asyl-fluechtlingsschutz/humanitaere-aufnahmepro-
gramme/humanitaere-aufnahmeprogramme-node.
html  Zugriff 26.04.2022.

Derzeit beteiligt sich Deutschland an 
einem EU-Resettlement-Programm und 
stellt für 2022 erstmals 6000 Plätze zur 
Verfügung. Diese werden z.B. auch über 
die Berliner und Brandenburger Landes-
aufnahmeprogramme aufgeteilt.3

Sachsen legt im Koalitionsvertrag für 
2019-2024 fest:
„Wir werden Programme des Bundes in 
Abstimmung mit dem UN-Flüchtlings-
hilfswerk zur Aufnahme von besonders 
gefährdeten Gruppen, wie zum Beispiel 
verfolgten Christinnen und Christen sowie 
Frauen und Kindern aus Nordsyrien und 
dem Nordirak, unterstützen und werden 
bei der Umsetzung mindestens 150 Men-
schen in Sachsen aufnehmen.“4

3 https://resettlement.de/aktuelle-aufnahmen/  Zu-
griff 26.04.2022.
4 Sächsischer Koalitionsvertrag 2019-2024. S.72.

Wir fordern von der obersten Landesbehörde in Sachsen die 
Einsetzung von Landesaufnahmeprogrammen, und in dem Zuge 
eine umfassende Reform der Aufnahmepraxis in Sachsen.

Konkret  fordern wir, dass die Landesregierung…
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3. 

…Druck auf das Bundesinnenmi-
nisterium ausübt, um durch eine 
entsprechende Änderung des Auf-
enthaltsgesetzes die Rahmenbedin-
gungen für eine eigenständige kom-
munale Aufnahme zu schaffen.

Kommunale Aufnahme kann sich posi-
tiv auf die Integration auswirken, da so 
Kommunen direkt nach ihren Kapazitä-
ten Schutzsuchende aufnehmen können. 
Es gibt jedoch derzeit keine rechtliche 
Grundlage, die Kommunen erlaubt, zu-

sätzlich zum Königsteiner Schlüssel auf-
zunehmen. Gesetzesänderungen sind nur 
von der Bundesregierung her möglich.
Derzeit ist die Aufnahme von flüchtenden 
Menschen auf Bundesebene im Aufent-
haltsgesetz (AufenthG) und im Asylge-
setz (AsylG) geregelt. D.h. Länder und 
Kommunen haben bisher keine eigene 
Befugnis, Menschen in Not aufzunehmen. 
Schon mehrmals gab es den Versuch, das 
Aufenthaltsgesetz anzupassen, zuletzt 
2019 von den Grünen und Linken.1 
1 https://dserver.bundestag.de/
btd/19/092/1909275.pdf  Zugriff 26.04.2022.

4.

…mit den oben genannten Maß-
nahmen die Aufnahme weiterer 
Menschen aus den Lagern an den 
europäischen Außengrenzen um-
setzt — insbesondere zum Beispiel 
von den griechischen Inseln. 

An den europäischen Außengrenzen 
sterben immer noch täglich Menschen1  
– nicht nur im Mittelmeer, sondern auch 
in Bosnien, Belarus, Serbien, etc. In den 
Lagern an den Grenzen leben Geflüch-
tete meist unter menschenunwürdigen 
Bedingungen. 
Es fehlt an ausreichender Infrastruktur für 
Nahrung, grundlegender Hygiene, me-
dizinischer Versorgung sowie an Schul-
bildung oder psychologischer Betreuung. 
Durch die europäische Grenzpolitik har-
ren die Menschen dort meist nicht nur 
übergangsweise aus, sondern über Mo-
nate oder Jahre hinweg. Oft dürfen sie die 
Lager oder den Ort weder verlassen noch 

1 https://de.statista.com/statistik/daten/stu-
die/892249/umfrage/im-mittelmeer-ertrunkenen-
fluechtlinge/  und https://www.migrationdataportal.
org/de/themes/todesfaelle-und-verschwinden-
von-migrantinnen-und-migranten, Zugriff am 
9.5.2022.	

weiterreisen oder arbeiten, wissen aber 
auch nicht, ob sie bald registriert werden, 
Asyl beantragen dürfen oder sie abge-
schoben werden. 
Aufgrund der ständigen Überlastung der 
Lager leben Menschen, die vor politischer 
Verfolgung geflohen sind, direkt mit de-
nen zusammen, vor denen sie geflohen 
sind. Nicht selten sind geflüchtete Men-
schen der Willkür und Gewalt von Polizei 
und Sicherheitspersonal ausgesetzt. In 
den Lagern gibt es kaum Rückzugsorte 
und besonders vulnerable Gruppen wie 
Minderjährige, Frauen oder Menschen mit 
Behinderungen sind vor weiteren Über-
griffen ungeschützt. Dies und die ande-
ren genannten Faktoren führt zu häufigen 
Konflikten, die immer wieder eskalieren. 
Aufgrund der hohen psychischen An-
spannung kommt es immer wieder zu 
Suizidversuchen.
All diese unsicheren Lebensumstände 
können zu (weiteren) Traumata führen. 
Zudem sind diese Erfahrungen kontra-
produktiv für die spätere Integration. Dem 
kann durch direkte Aufnahme von den 
Grenzen entgegengewirkt werden.
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5. 

…sich für eine Erleichterung des Fa-
miliennachzugs einsetzen. Die Fami-
lien aller Personen mit einem Aufent-
haltsstatus, einschließlich subsidiär 
Schutzberechtigter, sollen nachzie-
hen können. Zum Familiennachzug 
von minderjährigen geflüchteten 
Personen müssen auch deren  Ge-
schwister gehören. Familiennach-
zug darf nicht auf bloße Zahlen be-
schränkt werden.1

Familiennachzug ist insgesamt ein recht-
lich kompliziertes Verfahren. 
In Bundesländern wie Schleswig-Hol-
stein2  und Thüringen3  wird diese Pro-
blematik umgangen, indem durch die 
Landesaufnahmeprogramme eine un-
komplizierte Aufnahme im Familienver-
bund ermöglicht wird.
Probleme, die beim Verfahren zum Fa-
miliennachzug auftreten, sind vor allem: 
1. Beschaffung von persönlichen Do-
kumenten: Besonders schwierig ist die 
Verifikation von Dokumenten, wie zum 
Beispiel Heirats- und Geburtsurkunden. 
In der Genfer Flüchtlingskonvention ist 
festgeschrieben, dass bei Nichterreich-
barkeit der ausländischen Behörden die 
deutschen Behörden in der Pflicht sind, 
Dokumente auszustellen, solange nichts 
Gegenteiliges bewiesen werden kann.4

2. Reisepapiere und -erlaubnis der An-
gehörigen: Eine weitere Hürde ist, dass 
es nicht in allen Ländern Botschaften für 
das jeweilige Zielland gibt. 
(a) Manchmal sind die Botschaften des 
Ziellandes nicht für Bürger:innen des 
Herkunftslandes zuständig. (b) In einigen 
Fällen gibt es im Herkunftsland keine Bot-
schaft des Ziellandes. (c) In anderen Fällen 
sind nur bestimmte Botschaften für be-
stimmte Herkunftsländer zuständig. 
Die nachzugswilligen Familienangehöri-
gen müssen sich nach Buchung eines Ter-
mins nicht selten auf den Weg in andere 
Länder machen. Das stellt die Menschen 
nicht nur vor eine logistische sondern 
auch eine finanzielle Hürde und sorgt für 
noch mehr gefährliche Reisen.
3. Einschränkung der Nachzugsberech-
tigten — Wer darf überhaupt mit seiner 

1 Das Kontingent von 1000 Personen (§ 36a Ab-
satz 2 Satz 2 AufenthG), die zu subsidiär Schutz-
berechtigten nachziehen dürfen, muss mindestens 
ausgeschöpft, wenn nicht abgeschafft werden.
2 Landesaufnahmeprogramm. Schleswig-Holstein: 
Eine Handreichung. S2.	
3 Anordnung des Thüringer Innenministeriums 
nach §23 Abs.1 des AufenthG vom 10. September 
2013. Az.: 24-2072-4/2013. S2.
4 Genfer Flüchtlingskonvention Art. 25.

Familie zusammenleben?
Derzeit ist der Familiennachzug nur zu 
Personen möglich, die als Flüchtlinge 
anerkannt sind, oder - im Rahmen eines 
Kontingents (1000 Menschen/Monat) 
- zu subsidiär Schutzberechtigten. Die-
ses Kontingent wird jedoch nicht ausge-
schöpft.5 Hierzu können Entscheidungs-
weisungen in Ausländerbehörden zur 
Besserung beitragen.6

Familiennachzug ist nur für Kernfamilien 
möglich. Zur Kernfamilie werden aber 
nicht Geschwister von unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen gezählt. Das 
führt dazu, dass minderjährige geflüchtete 
Personen während der Dauer des Asylver-
fahrens der Eltern auf sich allein gestellt 
sind.
Menschen mit anderen Schutzstatus, z.B. 
Duldung, können keine Familienmitglie-
der nachholen. 
Für beide Punkte bedarf es einer Geset-
zesänderung.
Zum Thema Dokumentenbeschaffung 
und Verantwortung von mitwirkenden 
Behörden ist in der Genfer Flüchtlings-
konvention festgehalten: 
Artikel 25 
1. Würde die Ausübung eines Rechts durch 
einen Flüchtling normalerweise die Mit-
wirkung ausländischer Behörden erfor-
dern, die er nicht in Anspruch nehmen 
kann, so werden die vertragschließenden 
Staaten, in deren Gebiet er sich aufhält, 
dafür sorgen, dass ihm diese Mitwirkung 
entweder durch ihre eigenen Behörden 
oder durch eine internationale Behörde 
zuteil wird.
2. Die in Ziffer 1 bezeichneten Behörden 
werden Flüchtlingen diejenigen Urkun-
den und Bescheinigungen ausstellen oder 
unter ihrer Aufsicht ausstellen lassen, die 
Ausländern normalerweise von den Be-
hörden ihres Landes oder durch deren 
Vermittlung ausgestellt werden.
3. Die so ausgestellten Urkunden oder 
Bescheinigungen werden die amtlichen 
Schriftstücke ersetzen, die Ausländern 
von den Behörden ihres Landes oder 
durch deren Vermittlung ausgestellt 
werden; sie werden bis zum Beweis des 
Gegenteils als gültig angesehen. 

5 https://www.evangelisch.de/inhal-
te/195476/06-01-2022/kontingent-fuer-fami-
liennachzug-2021-nur-zur-haelfte-ausgeschoepft   
Zugriff: 26.04.2022.
6 wie z.B. in Bremen 2021 geschehen: e21-04-01 
vom 06.04.2021; https://www.inneres.bremen.de/
inneres/buerger-und-staat/auslaenderangelegen-
heiten/erlasse-zum-auslaenderrecht-2422  Zugriff: 
26.04.2022.
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6. 

…sich einer Unterbringung in Lagern 
klar entgegenstellt und sich für die 
dezentrale Unterbringung von ge-
flüchteten Menschen einsetzt — so-
wohl sachsenweit wie auch deutsch-
land- und europaweit.

Die Unterbringung in Lagern und Sam-
melunterkünften wirkt sich negativ auf 
spätere Integration aus. (Siehe 4.)
In Deutschland wird die zuständige Auf-
nahmeeinrichtung für Schutzsuchen-
de nach der Registrierung mit Hilfe des 
Königssteiner Schlüssels ermittelt. Die 
Unterbringung erfolgt zunächst in Erst-
aufnahmeeinrichtungen, also Sammel-
unterkünften. Die Aufenthaltsdauer ist 
hier zeitlich begrenzt, i.d.R. auf 18 Mona-
te.1 Danach erfolgt dann die Verteilung 
auf Folgeunterkünfte, meist Gemein-
schaftsunterkünfte, durch die Kommu-
nen.2 Während des Asylverfahrens hat 
der:die Schutzsuchende eine Reihe von 
Pflichten zu erfüllen. Dazu gehören all-
gemeine Mitwirkungspflicht beim Ver-
fahren, die Räumliche Beschränkung3, ggf. 
eine Wohnsitzauflage, Einschränkung des 
Arbeitsmarktzuganges, kein Anspruch auf 
Integrationskurse, etc. Asylbewerber:in-
nen erhalten auch Rechte und Leistungen, 
wie existenzsichernde Sachleistungen4, 
eine eingeschränkte medizinische Ver-
sorgung5 und eine unabhängige Asylver-
fahrensberatung.6 (Diese kann durch das 
BAMF nicht gewährleistet werden und ist 

1 §47 AsylG.
2 §50 i.V.m. §53 AsylG.
3 s.§§56 ff. AsylG.
4 §§3, 3a AsylbLG.
5 §§ 4 u. 6 AsylbLG.
6 §12a AsylG.

so nicht ausreichend vorhanden.)
In der Frankfurter Neuen Presse wird die 
Kritik des Hessischen Flüchtlingsrates an 
Sammelunterkünften schon 2017 wieder-
gegeben:
„Die Einrichtungen seien zu groß, oft fehl-
ten Gemeinschaftsräume, um untereinan-
der und mit Ehrenamtlichen ins Gespräch 
zu kommen. Lässt sich eine Heimunter-
bringung nicht vermeiden, dann sollte es 
in der Einrichtung höchstens 50 Plätze 
geben, sagte der Geschäftsführer des 
Flüchtlingsrates, Fritz Rickert, der Deut-
schen Presse-Agentur in Frankfurt. „Al-
les darüber hinaus führt zu einer starken 
psychischen Belastung.” Wegen der man-
gelnden Privatsphäre drohten Konflikte.
Der Flüchtlingsrat und die Liga der freien 
Wohlfahrtspflege fordern Mindeststan-
dards für die Unterbringung von Asyl-
suchenden. Dazu zählen unter anderem 
neun Quadratmeter Wohnfläche pro Er-
wachsenem und sechs Quadratmeter 
für jedes Kind. Viele Migranten wünsch-
ten sich mehr Kontakt zu der restlichen 
Nachbarschaft, berichtete Rickert. Dies 
sei schlecht möglich, wenn Unterkünfte 
abseits, etwa in Gewerbegebieten, einge-
richtet würden. „Das führt zur Isolierung, 
Vorurteile werden begünstigt.”7

Um Sozialisierung und Integration zu för-
dern und die Festigung oder Neuschaf-
fung von Traumata zu verhindern, fordern 
wir deshalb dezentrale Unterbringung von 
Schutzsuchenden.
7 Frankfurter Neue Presse vom 14.03.2017; Titel: 
„Flüchtlingsrat: Sammelunterkünfte behindern 
Integration“. https://www.fnp.de/hessen/fluecht-
lingsrat-sammelunterkuenfte-behindern-integra-
tion-10478924.html Zugriff: 27.04.2022.

UNTERBRINGUNG UND BLEIBEPERSPEKTIVEN
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7. 

…eine umfangreiche und menschen-
rechtsorientierte Bleiberechtsoffen-
sive umsetzt.
Die Landesregierung soll anweisen, 
einen Aufenthaltstitel zu erteilen, 
wann immer dies möglich ist. Auf-
enthaltsstatus wie Duldung und Ab-
schiebeverbote müssen eine abso-
lute Ausnahme bleiben.

Im Asylgesetz gibt es einigen Ausle-
gungsspielraum bei der Gewährung des 
jeweiligen Schutzstatus, z. B. bei der An-
erkennung eines Verfolgungsgrundes 
1oder der Beurteilung von erniedrigender 

1 3b AsylG zu Flüchtlingseigenschaft.

Behandlung.2 Wird weder die Flüchtlings-
eigenschaft, noch der subsidiäre Schutz 
festgestellt, kann noch eine Duldung (zu 
verschiedenen Zwecken) oder ein Ab-
schiebeverbot erteilt werden. 
Ein Abschiebeverbot sagt prinzipiell, 
dass der Mensch derzeit nicht in sein 
Herkunftsland zurückkehren kann (ge-
sundheitliche Gründe, politische Lage zu 
gefährlich, o.ä.). Der Aufenthaltsstatus 
kann kurzfristig widerrufen werden. Das 
sorgt für ständige Angst der Betroffenen 
vor Abschiebung. Handlungsanweisun-
gen schaffen Klarheit und einheitlichere 
Entscheidungen.

2 §4 AsylG zu Subsidiärer Schutz.
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8. 

…sich solidarisch mit allen Men-
schen auf der Flucht erklärt. Dazu 
gehört zum Einen, sich für ein Ende 
der Kriminalisierung von Migrations-
bewegungen  einzusetzen, und zum 
Anderen die Solidarität mit geflüch-
teten Menschen in Europa — v.a. in 
Bezug auf zivile Seenotrettung — zu 
entkriminalisieren. 

Zur Entkriminalisierung von Migration:
„Jeder Mensch hat das Recht, in anderen 
Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen 
und zu genießen.“1 Um Asyl zu beantra-
gen, muss man sich derzeit in dem Land 
aufhalten, in dem man Asyl sucht. In den 
letzten 10-20 Jahren hat Europa seine Au-
ßengrenzen jedoch extrem militarisiert.2 
Dies führt dazu, dass Menschen die EU gar 
nicht erst erreichen, weil sie entweder auf 
dem Weg sterben oder zurückgedrängt 
und/oder in Lagern in angrenzenden 
Staaten festgehalten werden. Migration 
muss möglich sein, um das Menschen-
recht auf Asyl zu gewährleisten. Dies kann 
z.B. auch geschehen, indem mehr Visa für 
Asylverfahren erteilt werden oder Asyl-
anträge auch außerhalb von Deutschland 
gestellt werden können. So kann sich 
Deutschland konkret mit Menschen auf 

1 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Art. 
14, Abs. 1.
2 https://www.cilip.de/2022/03/06/migration-und-
militarisierung-die-eu-produziert-eine-oekonomie-
der-angst/  Zugriff 26.04.2022.

der Flucht und in Not solidarisieren.
Zur Kriminalisierung von Seenotrettung:
„Die zentrale Mittelmeerroute ist und 
bleibt […] die gefährlichste Meerquerung 
der Welt. In diesem Jahr (2019) sind von 
1.000 Menschen, die die Überfahrt ver-
sucht haben, 23 ertrunken.“3

Im SOLAS-Übereinkommen Art. 114 ist 
festgelegt: „Jeder Kapitän ist verpflichtet, 
allen Personen, selbst feindlichen, die auf 
See in Lebensgefahr angetroffen werden, 
Beistand zu leisten, soweit er dazu ohne 
ernste Gefahr für sein Schiff und für des-
sen Besatzung und Reisende imstande 
ist.“ 
Die strafrechtliche Verfolgung von Le-
bensretter:innen ist somit eine Umkeh-
rung geltenden Rechts. 
Mit der Anklage der Beihilfe zu Menschen-
schmuggel beginnt im Mai 2022 das straf-
rechtliche Vorverfahren gegen die Crew 
der Iuventa.5 Auch die sächsische See-
notrettungsorganisation Mission Lifeli-
ne wurde zuletzt am 16.02.2022 wegen 
angeblicher Dokumentenfälschung und 
Schleuserei6 vorgeladen.
3 https://www.unhcr.org/dach/de/services/faq/faq-
seenotrettung#02  Zugriff 25.04.2022.
4 ternationales Übereinkommen von 1974 zum 
Schutz des menschlichen Lebens auf See.
5 https://www.amnesty.de/allgemein/pressemittei-
lung/italien-eroeffnet-verfahren-gegen-seenotret-
tungs-crew-iuventa aufgerufen am 12.05.2022.
6 https://twitter.com/Axel_Steier/sta-
tus/1494969737838739458 Zugriff am 
25.04.2022; und https://twitter.com/Axel_Steier/
status/1515575097310027777 aufgerufen am 
25.04.2022.

9.

…sich aktiv für sichere Fluchtwege 
und für die Einführung staatlich or-
ganisierter, ziviler Seenotrettungs-
missionen einsetzt.

Sachsen hat derzeit 2 Städte, die sich zu 
Sicheren Häfen erklärt haben: Leipzig und 
Dresden.
Die sächsische Justiz handelt hingegen 

alles andere als solidarisch und weltof-
fen. Anstatt Organisationen und Perso-
nen strafrechtlich zu verfolgen, sollte sich 
Sachsen konstruktiv für staatlich organi-
sierte und zivile Lösungen einsetzen.
Mit einem sächsischen Landesaufnahme-
programm kann Sachsen sofort und ganz 
konkret handeln und sichere Fluchtwege 
herstellen.

ENTKRIMINALISIERUNG VON MIGRATION
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WIR FORDERN, 

…dass die oberste Landesbehörde in 
Sachsen nicht auf eine „europäische 

Lösung“ wartet, sondern eigenstän-
dig handelt.


